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Im Tiroler Landes‐Polizeigesetzes, LGBl. Nr. 60/1976, 

zuletzt geändert durch Gesetz LGBl. Nr. 161/2020, sind 

unter anderem auch Bestimmungen enthalten, die dem 

Schutz vor Gefährdungen und Belästigungen durch 

Tiere dienen.  

Zu den besonderen Pflichten für das Halten und Führen 

von Hunden zählen gemäß § 6a Abs. 9 leg. cit., dass „der 

Halter, der erstmals einen Hund anmeldet (Abs. 8 lit. a 

leg. cit.), den Nachweis einer theoretischen Ausbildung 

(Sachkundenachweis) vorzulegen hat. 

Den erläuternden Bemerkungen zum Entwurf des 

Gesetzes, mit dem das Landes‐Polizeigesetz geändert 

wurde, ist zum angeführten § 6a Abs. 9 zu entnehmen, 

dass „mit dieser Bestimmung für Personen, die erstmals 

einen Hund halten („Hunde‐Neueinsteiger“), die 

Absolvierung einer verpflichtenden theoretischen 

Ausbildung zur Hundehaltung eingeführt werden soll“. 

Sinn und Zweck dieses Kurses ist es, neue Hundebesitzer 

auf die mit der Hundehaltung verbundenen Aufgaben und 

Pflichten hinzuweisen. Darüber hinaus soll diese 

Ausbildung auch Hinweise im Hinblick auf die gewählte 

Hunderasse geben. Hintergrund dieser Regelung sind die 

Feststellungen zahlreicher Experten, wonach Hundehalter 

sich vielfach nicht bewusst sind, welche Aufgaben 

allgemein mit der Hundehaltung verbunden sind bzw. ob 

die gewählte Hunderasse überhaupt für sie adäquat ist.

Bedingt durch die Corona‐Pandemie und die damit 

verbundenen Einschränkungen für die Abhaltung von 

Kursen, wurde die Bestimmung betreffend den 

Sachkundenachweis mit 1. Oktober 2020 in Kraft gesetzt.

Der Sachkundenachweis wird vorerst nur für die 

Erstanmeldung eines Hundes vorgesehen. Gerade dieser 

Umstand wirft immer wieder Fragen auf.

Auch in der Verordnung der Tiroler Landesregierung vom 

3. März 2020, LGBl. Nr. 30/2020, mit der nähere 

Bestimmungen über die theoretische Ausbildung 

(Sachkundenachweis) für Hundehalter festgelegt werden, 

ist im § 4 (Sonstiger Nachweis der erforderlichen 

Sachkunde) keine entsprechende Ausnahme vorgesehen. 

Somit reicht die bloße Tatsache, in der Vergangenheit im 

gemeinsamen Haushalt mit einer Person, auf die ein Hund 

angemeldet war, nicht aus, um von der Verpflichtung zur 

Ablegung der theoretischen Ausbildung (Sachkunde‐

nachweis) für Hundehalter befreit zu sein.

Eine Anmeldung gemäß § 6a Abs. 8 lit. a leg. cit. gilt nur 

für jene Person, auf die der Hund gemeldet wurde. 

Das bedeutet, dass z.B. ein Ehepartner, der zwar bereits 
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Sachkundenachweis für Hundehalter nach § 6a Landes‐Polizeigesetz
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in einem Haushalt mit Hund gelebt hat, aber die 

Anmeldung nicht auf seinen, sondern auf den Namen 

einer anderen Person lief, bei einer Neuanmeldung eines 

Hundes den Sachkundenachweis zu erbringen hat. Dies 

gilt ebenso für Geschwister, Kinder oder Enkel. Immer 

derjenige, der den Hund anmeldet, muss den 

Sachkundenachweis erbringen.

Außerdem kommt es im Zusammenhang mit dem Sach‐

kundenachweis immer wieder zu Einwänden von neu 

zugezogenen Gemeindebürgern, die bei der Anmeldung 

behaupten, dass sie an ihrem früheren Wohnort (sei es in 

einem anderen öst. Bundesland, in einem Mitgliedsstaat 

der EU oder in einem Drittstaat) bereits einen Hund vor 

dem 1. Oktober 2020 angemeldet hatten und daher der 

Meinung sind, dass kein Sachkundenachweis erforderlich 

ist.

In diesen Fällen gilt:

1. Im Falle eines Zuzugs aus einer anderen 

Gemeinde in Tirol oder Österreich ist der Sachkun‐

denachweis dann nicht mehr zu erbringen, wenn vom 

betreffenden Hundehalter ein Nachweis über die Meldung 

eines Hundes vor dem 1. Oktober 2020 erbracht wird.

2. Im Falle des Zuzugs aus einem Mitgliedstaat der 

Europäischen Union bzw. einem Drittstaat gilt, dass der 

Sachkundenachweis dann nicht mehr zu erbringen ist, 

wenn vom betreffenden Hundehalter ein Nachweis über 

die Meldung eines Hundes vor dem 1. Oktober 2020 in 

einer dortigen Gemeinde erbracht wird. Der Nachweis ist 

in einer qualifizierten Übersetzung zu erbringen.

24. 

Entzünden und Abbrennen von Feuern im Freien 

Das Entzünden und Abbrennen von Feuern im Freien ist 

mit Gefahren für Leib und Leben, Sachgüter und auch für 

die Umwelt verbunden. Es kommt dabei immer wieder zu 

Bränden, die zumeist auf falsche Handhabe solcher Feuer 

zurückzuführen sind. Oftmals wird beim Hantieren mit 

offenen Feuern im Freien die Entzündlichkeit der 

umliegenden Vegetation, etwa wegen Dürre, 

unterschätzt. Vielfach unterbleiben auch die 

erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen bzw. wird schlicht 

die gebotene Sorgfalt außer Acht gelassen.

Gerade in Zeiten, in denen vermehrt Feuer im Freien 

entzündet werden, wie etwa anlässlich der traditionellen 

Herz‐Jesu‐Feuer oder der Sommersonnenwende, kam es 

in den letzten Jahren immer wieder zu 

Vegetationsbränden bzw. Waldbränden mit teils 

erheblichen privaten und auch volkswirtschaftlichen 

Schäden. Allein die vom Land Tirol und den Gemeinden 

übernommenen unmittelbaren Kosten für die 

Löschmaßnahmen durch Hubschrauber haben in den 

vergangenen 10 Jahren ca. € 1 Mio betragen. Die Kosten 

der Feuerwehren sind dabei noch nicht berücksichtigt.

Die Sorgfalt beim Umgang mit Feuer im Freien gebietet 

nicht nur der Hausverstand, sondern es bestehen 

diesbezüglich auch zahlreiche rechtliche Vorschriften in 

verschiedenen Gesetzen und Verordnungen des Bundes 

sowie des Landes. 

So ist etwa durch das Bundesluftreinhaltegesetz das 

punktuelle und flächenhafte Verbrennen von biogenen 

und nicht biogenen Materialien, also auch von Holz und 

anderem pflanzlichen Material, außerhalb dafür 

bestimmter Anlagen grundsätzlich verboten. 

Von diesem generellen Verbot bestehen zwar diverse 

Ausnahmen, wie etwa für Lager‐ und Grillfeuer und 

aufgrund einer Ausnahmeverordnung des 

Landeshauptmannes auch für das Verbrennen biogener 

Materialien im Rahmen von Brauchtumsveranstaltungen; 

entsprechend den Festlegungen in der 

Ausnahmeverordnung sowie auch aufgrund anderer 

rechtlicher Vorschriften, wie etwa den Vorgaben in der 

Tiroler Feuerpolizeiordnung, sind aber jedenfalls diverse 

Schutz‐ und Sicherheitsvorkehrungen einzuhalten.

Gerade im Zusammenhang mit den Herz‐Jesu‐Feuern oder 

der Sommersonnenwende stellt sich nun oftmals die 

Frage, unter welchen Voraussetzungen diese zulässig sind 

und welche Schutz‐ und Sicherheitsvorkehrungen von den 

Veranstaltern der Brauchtumsfeuer zu beachten sind. 
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Generell ist dazu anzumerken, dass für das Abbrennen 

von biogenen Materialen im Rahmen von 

Brauchtumsveranstaltungen jedenfalls eine Meldepflicht 

an die Gemeinde spätestens zwei Wochen im Vorhinein 

besteht, insbesondere um den Behörden und den 

Einsatzkräften die Möglichkeit zu geben, im Falle eines 

auftretenden Brandes rasch und effizient reagieren zu 

können. Unterbleibt diese Meldung darf das Feuer nicht 

entzündet werden. In der Ausnahmeverordnung des 

Landeshauptmannes sind außerdem Sicherheits‐

vorkehrungen vorgesehen, die der Veranstalter des 

Brauchtumsfeuers zu erfüllen hat. 

Die erwähnte Ausnahme für Brauchtumsfeuer besteht nur 

für das Verbrennen biogener Materialien. Die Verwendung 

von Benzin oder Diesel oder von Stoffgemischen mit 

Beimengung von Benzin oder Diesel für die Durchführung 

von Brauchtumsfeuern ist daher vom allgemeinen 

Verbrennungsverbot des Bundesluftreinhaltgesetzes 

erfasst und bestehen diesbezüglich auch keine 

Ausnahmen. Die Missachtung dieses Verbots ist strafbar.

Anderes gilt nur dann, wenn für die Durchführung von 

Brauchtumsfeuern handelsübliche Fackeln verwendet 

werden. Auch wenn diese Fackeln nicht nur aus biogenen 

Materialien bestehen, fällt das entsprechend ihrem 

Bestimmungszweck erfolgte Abbrennen dieser Produkte 

nicht unter das erwähnte Verbrennungsverbot. Auch die 

erwähnte Ausnahmeverordnung des Landeshauptmannes 

mit den darin festgelegten Schutz‐ und 

Sicherheitsvorkehrungen kommt hier nicht zum Tragen. 

Vorschriften für den Umgang mit solchen 

Brauchtumsfeuern ergeben sich aber wiederum aus 

anderen Rechtsnormen. Vor allem sind hier die 

allgemeinen Sorgfaltspflichten gemäß der Tiroler 

Feuerpolizeiordnung zu erwähnen.

Auch die im Forstgesetz 1975 für das Entzünden von 

Feuern im Wald, in der Kampfzone des Waldes und in 

Waldnähe enthaltenen Beschränkungen bzw. die darin 

festgelegten Verhaltenspflichten für den Umgang mit 

Feuer in diesen Bereichen sind zu erwähnen. Zudem ist 

nochmals auf die allgemeinen Sorgfaltspflichten, deren 

Missachtung bei Eintritt eines Brandfalls zivil‐ und 

strafrechtliche Folgen nach sich ziehen kann, 

hinzuweisen.

Nähere Informationen zu den sich aus dem 

Bundesluftreinhaltegesetz ergebenden Verboten im Zu‐

sammenhang mit Feuern im Freien, zu den zulässigen 

Ausnahmen sowie den Schutz‐ und Sicher‐

heitsvorkehrungen finden Sie auf der Homepage des 

Landes Tirol unter www.tirol.gv.at/umwelt/umweltrecht/

luftreinhalterecht bzw. in Ihrem Gemeindeamt. Auf der 

Homepage des Landes kann unter dem weiterführenden 

Link „Online‐Formulare“ zudem das Formular „Meldung 

eines Zweckfeuers im Freien“ abgerufen und ausgefüllt 

werden, welches dann direkt der jeweiligen Gemeinde 

übermittelt wird.“

Mag. Lukas Czakert

Abteilung Umweltschutz

https://www.ris.bka.gv.at/eli/lgbl/TI/2008/3/P14/LTI40030856?Abfrage=Landesnormen&Kundmachungsorgan=&Bundesland=Tirol&BundeslandDefault=Tirol&Index=&Titel=&Gesetzesnummer=&VonArtikel=&BisArtikel=&VonParagraf=14&BisParagraf=&VonAnlage=&BisAnlage=&Typ=&Kundmachungsnummer=&Unterzeichnungsdatum=&FassungVom=20.04.2021&VonInkrafttretedatum=&BisInkrafttretedatum=&VonAusserkrafttretedatum=&BisAusserkrafttretedatum=&NormabschnittnummerKombination=Und&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=abfallwirtschaftsgesetz&Position=1&SkipToDocumentPage=true&ResultFunctionToken=e3ce7991-3ba4-46a9-b8b4-1375c6e54897
www.tirol.gv.at/umwelt/umweltrecht/luftreinhalterecht
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25. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Juni 2021
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26. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis Juni 2021
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VERBRAUCHERPREISINDEX
FÜR APRIL 2021

(vorläufiges Ergebnis)

Index der Verbraucherpreise 2020

Basis: Durchschnitt 2020 = 100

Index der Verbraucherpreise 2015

Basis: Durchschnitt 2015 = 100

Index der Verbraucherpreise 2010

Basis: Durchschnitt 2010 = 100

Index der Verbraucherpreise 2005

Basis: Durchschnitt 2005 = 100

Index der Verbraucherpreise 2000

Basis: Durchschnitt 2000 = 100

Index der Verbraucherpreise 96

Basis: Durchschnitt 1996 = 100

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

April 2021

(vorläufig)

101,8

110,1

122,0

133,6

147,6

155,3

203,1

315,7

554,1

706,0

708,3

März 2021

(endgültig)

101,9

110,3

122,1

133,7

147,8

155,5

203,3

316,0

554,6

706,7

709,0

Der Index der Verbraucherpreise 2020 (Basis: Jahresdurchschnitt 2020 = 100) für den 

Kalendermonat April 2021 beträgt 101,8 (vorläufige Zahl) und ist gegenüber dem Vormonat 

um 0,1 Punkte (+ 1,9 % gegenüber dem Vorjahr) gesunken. Siehe auch Link Statistik Austria.
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